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Antrag 123/I/2026 Jusos Landesvorstand

Meinungsfreiheit und kulturelle Vielfalt schützen - autoritären Ausschlusskriterien entgegentreten!

Beschluss: Annahme in der Fassung der Antragskommission

 

 

Eine freieundvielfältigeKulturlandschaft ist zentral für eine funktionierendeDemokratie. So leisten zumBeispiel unabhängige

Buchhandlungen einen großen Beitrag zu einer lebendigen demokratischen Öffentlichkeit. Um sie zu stärken, zeichnet die

Bundesregierung Buchhandlungen, die sich in besonderem Maße um das Kulturgut Buch und das kulturelle Leben vor Ort

verdient gemacht haben, mit dem Deutschen Buchhandlungspreis aus. Die Entscheidung über die Auszeichnungen trifft eine

unabhängige Fachjury.

Entgegen der Entscheidung dieser unabhängigen Fachjury entschied der Beauftragte der Bundesregierung für Kultur undMe-

dien,  einige der prämierten Buchhandlungen von der Preisverleihung 2025 auszuschließen. Diese Entscheidung beruhte auf

den Ergebnissen des sog. Haber-Verfahren.

Beim Haber-Verfahren erfolgt eine Abfrage, ob dem Bundesamt für Verfassungsschutz zu einer Institution, die ggf. staatli-

che Mittel erhalten soll, Erkenntnisse vorliegen. Der Behörde wird lediglich mitgeteilt, ob Erkenntnisse vorliegen oder nicht

- welcher Art diese Erkenntnisse sind, bleibt unklar. Laut dem Bundesministerium des Innern soll mit dem Haber-Verfahren

verhindert werden, dass staatliches Geld an ëxtremistische oder terroristische Organisationen und Personen” geht.

Allerdings ist auch dann, wenn das Haber-Verfahren zur Mitteilung führt, dass Erkenntnisse zu einer Person oder Instituti-

on vorliegen, völlig unklar, welcher Art diese Erkenntnisse sind und ob die die Einstufung als “extremistisch” oder “terroris-

tisch” überhaupt tragen können. Betroffene werden über die Überprüfung nicht informiert und können sich daher auch nicht

in einem rechtsstaatlichen Verfahren gegen mögliche Ergebnisse wehren. Nicht zuletzt gibt es ernsthafte Zweifel daran, ob

überhaupt eine ausreichende Rechtsgrundlage dafür besteht, im Rahmen von Preisverleihungen oder Förderentscheidungen

Informationen des Bundesamts für Verfassungsschutz abzurufen.

Dass Menschen oder Institutionen, die beispielsweise Forschungsgelder oder Kulturförderung beantragen, durch den Verfas-

sungsschutz überprüft werden, ist unverhältnismäßig. Dass die Entscheidung einer unabhängigen Jury auf einer derart un-

klaren Tatsachengrundlage ausgehebelt wurde, ist völlig inakzeptabel. Die betroffenen Buchhandlungen werden damit unter

einen Generalverdacht gestellt, gegen den sie sich nicht wehren können. So ist bis heute ist nicht bekannt, welche Vorwür-

fe gegen die Buchhandlungen erhoben werden, die von der Preisverleihung ausgeschlossen wurden - und unklar ist auch, in

welchen Fällen das Haber-Verfahren noch zur Anwendung gekommen ist, ohne dass die Betroffenen oder die Öffentlichkeit

jemals davon erfahren konnten.

Wir lehnen daher den Einsatz des Haber-Verfahrens ab. Die Ereignisse rund um den Deutschen Buchhandlungspreis besorgen

uns zutiefst und dürfen sich nicht wiederholen.
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